
Niederschrift über die Sitzung des Stadtrates 
vom 07.06.2023 

 
 
 

Anwesend: 

(stimmberechtigte) 

Hebich, Martin Oberbürgermeister  
Baldauf, Christian CDU  
Baqué, Manuel CDU  
Baumann, Michael CDU  
Bindert, Gabriele CDU  
Dropmann, Hans CDU  
Jerger, Jürgen CDU  
Krantz, Stefan CDU  
Kühner, Daniel CDU  
Maurer, Lothar, Dr. CDU  
Piana, Jesko CDU  
Spiegel, Lucas CDU  
Winkes, Daniel CDU  
Höppner, Aylin SPD  
Koch, Gunther SPD  
König, Adolf José SPD  
Ober, Karl SPD  
Reffert, Monika SPD  
Schiffmann, Dieter, Dr. SPD  
Sielaff, Kirsten SPD  
Werle-Schneider, Gisela, Dr. SPD  
Bruder, Gerhard, Dr. Die Grünen/Offene Liste  
Classen-Czeczerski, Sylvia Die Grünen/Offene Liste  
Goschinak, Günter Die Grünen/Offene Liste  
Hatzfeld-Baumann, Ute Die Grünen/Offene Liste  
Schulze, Rainer, Dr. Die Grünen/Offene Liste  
Stauffer, Monika Die Grünen/Offene Liste  
Trapp, Hartmut AfD  
Wagner, Reiner AfD  
Weber, Beate Parteilos  
Mester, Tanja FWG  
Sturm, Rudi FWG  
Börstler, Thomas FDP  
Gürtler, Arno FDP  
Schaich, Sylvia Die Linke  
Schwarzendahl, David Die Linke  

(nicht stimmberechtigte) 

Knöppel, Bernd Bürgermeister  
Leidig, Bernd Beigeordneter bis TOP 4 
Anders, Astrid Verwaltung  
Berg, Linda Verwaltung  
Geiger, Christian Verwaltung  
Kardaus, Jan Verwaltung  
Karolus, Anita Verwaltung  
Kattler, Matthias, Dr. Verwaltung  
Langefeld, Volkmar Stadtwerke  



Mutzek-Pentz, Claudia Verwaltung  
Scherrer, Volker Verwaltung  
Walter, Björn Stadtklinik Frankenthal  
Waschbüsch, Peter Verwaltung  
Winsel, Wolfgang Verwaltung  
 
 
Es fehlen entschuldigt: 

(stimmberechtigte) 

Bürkle, Uwe CDU  
Finke, Stephan CDU  
Haselmaier, Heike CDU  
Schönherr, Sonja CDU  
Svoboda, Martin CDU  
Klodt, Uwe SPD  
Gauch, Anne Die Grünen/Offene Liste  
Ullrich, Thorsten AfD  
Sturm, Charis FWG  
 
 
 
Beginn der Sitzung: 17:00 Uhr   Ende der Sitzung: 20:51 Uhr 
 
Die Mitglieder des Stadtrates waren durch Einladung vom 31.05.2023 auf Mittwoch, 
den 07.06.2023 unter Mitteilung der Tagesordnung eingeladen worden. 
 
Zugleich mit der Einladung wurde die Sitzung unter Angabe der Tagesordnung orts-
üblich bekanntgegeben. 
 
Die Tagesordnungspunkte 1 bis 21.1 wurden in öffentlicher Sitzung, die Tagesord-
nungspunkte 22 bis 30 in nichtöffentlicher Sitzung im Spiegelsaal des 
CongressForums Frankenthal, Stephan-Cosacchi-Platz 5, behandelt. Im Anschluss 
wurden die Entscheidungen aus der nichtöffentlichen Sitzung bekanntgegeben. 
 
Das Ergebnis der Beratung ergibt sich aus den Anlagen, die Bestandteil dieser Nie-
derschrift sind. 
 
 
 
_____________________________ _____________________________ 
Oberbürgermeister Martin Hebich Peter Waschbüsch 
(Vorsitzender) (Schriftführer) 
 
 
 



T a g e s o r d n u n g 
 
OB Hebich nimmt mit Zustimmung des Stadtrats die Vorlage „XVII/3301 Verkehr zum 
Strandbad; hier: Anfrage der Stadtratsfraktion Die Grünen/Offene Liste“ als Tagesordnungs-
punkt 16.1 auf die Tagesordnung. Auf Antrag von RM Bindert wird die Beantwortung der 
Vorlage „XVII/3287 Hinausschieben des Ruhestandsbeginns; hier: Anfrage der CDU-
Stadtratsfraktion“ soweit möglich in der öffentlichen Sitzung erfolgen. 

 

I. Öffentliche Sitzung 

  Einwohnerfragestunde 
  
  Vorlagen der Verwaltung 
  
1. Ergänzung des Dezernatsverteilungsplanes und Übertragung von Geschäftsberei-

chen auf den Oberbürgermeister, den Bürgermeister und den weiteren Beigeordne-
ten 
Vorlage: XVII/3204 

  
2. Zeitausgleich und Erfrischungsgeld für die Wahl der Oberbürgermeisterin / des 

Oberbürgermeisters 2023 
Vorlage: XVII/3237 

  
3. Bestellung einer besonderen stellvertretenden Wahlleiterin für die Wahl der Ober-

bürgermeisterin / des Oberbürgermeisters 2023 
Vorlage: XVII/3297 

  
4. Durchführung des Strandbadfestes 2023 

Vorlage: XVII/3284 
  
5. Änderung der Satzung der Stadt Frankenthal (Pfalz) über die Förderung der Kinder-

tagespflege und die Erhebung von Kostenbeiträgen für die Kindertagespflege 
(TaPfS) 
Vorlage: XVII/3170 

  
6. Bestellung des Wirtschaftsprüfers für den Jahresabschluss 2022 des MVZ an der 

Stadtklinik 
Vorlage: XVII/3265 

  
7. Sanierung des Ostparkes mit Mitteln des Kommunalen Investitionsprogramms Klima 

und Innovation (KIPKI) 
Vorlage: XVII/3031 

  
8. Bebauungsplan "Mörsch, Zwischen B9 und BASF-Kläranlage, Teiländerung 1": Auf-

stellungsbeschluss, Beschluss frühzeitige Beteiligungen 
Vorlage: XVII/3210 

  
9. Laubsammlung - Konzepte des EWF für die Laubsaison 2023/2024 

Vorlage: XVII/3217 
  
10. Ergänzungsdrucksache zur Beschlussdrucksache XVII/3217 

Laubsammlung - Konzepte des EWF für die Laubsaison 2023/2024 
Ergänzung der Containerstandorte 
Vorlage: XVII/3241 

  



  Anträge der Fraktionen 
  
11. Sicherheitsgefühl in Frankenthal stärken - Sicherheit neu strukturieren; Stärkung der 

lokalen Kriminalprävention; Wirksame Konzepte in die Praxis transformieren; Ko-
operationsvereinbarung abschließen! 
hier: Antrag der FWG-Stadtratsfraktion 
Vorlage: XVII/3261 

  
12. Anbindung Wohngebiet Ziegelhofweg an das Fernwärmenetz 

hier: Prüfantrag der FDP-Stadtratsfraktion 
Vorlage: XVII/3290 

  
  Anträge von Ratsmitgliedern 
  
13. Befreiung von der Hundesteuer für Tiere aus dem Tierheim 

hier: Antrag des Fraktionslosen Ratsmitglieds Beate Weber 
Vorlage: XVII/3188 

  
  Anfragen der Fraktionen 
  
14. Sachstand Strandbadfest 

hier: gemeinsame Anfrage der Stadtratsfraktionen von CDU, SPD, Die Grü-
nen/Offene Liste, FWG und FDP 
Vorlage: XVII/3298 

  
15. Sachstand zu gestellten Anträgen 

hier: Anfrage der CDU-Stadtratsfraktion 
Vorlage: XVII/3286 

  
16. Open-Air-Kino in der Erkenbertruine 

hier: Anfrage der CDU-Stadtratsfraktion 
Vorlage: XVII/3288 

  
16.1. Verkehr zum Strandbad 

hier: Anfrage der Stadtratsfraktion Die Grünen/Offene Liste 
Vorlage: XVII/3301 

  
17. Personalgewinnung: Teilnahme an Personalmessen 

hier: Anfrage der FWG-Stadtratsfraktion 
Vorlage: XVII/3263 

  
18. Sachstand Bürgerbeteiligung 

hier: Anfrage der FWG-Stadtratsfraktion 
Vorlage: XVII/3259 

  
19. Wiederherstellung des Brunnenschachtes Wormser Straße 

hier: Anfrage der FWG-Stadtratsfraktion 
Vorlage: XVII/3260 

  
20. Zustand der Straßen, Fuß- und Radwege in Frankenthal: Erfassung, kurzfristige 

Maßnahmen und Langfristplanung 
hier: Anfrage der FWG-Stadtratsfraktion 
Vorlage: XVII/3262 

  



21. Verkleidung des Erkenbertbrunnens zum Strohhutfest 2023 
hier: Anfrage der FWG-Stadtratsfraktion 
Vorlage: XVII/3279 

  
21.1. Hinausschieben des Ruhestandsbeginns (TOP 29 nichtöffentlich) - öffentliche Be-

antwortung 
  

II. Nichtöffentliche Sitzung 

  Vertrags- und Personalangelegenheiten 
  

III. Öffentliche Sitzung 

  Bekanntgabe der Entscheidungen aus der nichtöffentlichen Sitzung 
  
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024   

 
 
Aktenzeichen:  Datum: Hinweis:    
 
 
 
Einwohnerfragestunde 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023    Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

  X       

Abdruck an:  
10 

 
 
Protokoll: 
 
Es liegen keine Einwohnerfragen vor. 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024  XVII/3204 

 
 
Aktenzeichen: 103/Nf/Wa Datum: Hinweis:    
 
 
 
Ergänzung des Dezernatsverteilungsplanes und Übertragung von Geschäfts-
bereichen auf den Oberbürgermeister, den Bürgermeister und den weiteren 
Beigeordneten 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig: X Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 1   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

X  
 

      

Abdruck an:  
10 

 
 
 
Die Verwaltung bittet zu beschließen wie folgt: 
 
Der Stadtrat stimmt gemäß § 50 Absatz 4 Sätze 3 und 4 Gemeindeordnung für 
Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt  
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15.03.2023 (GVBl., S. 71), der Übertragung 
der nachstehenden Geschäftsbereiche an den Oberbürgermeister, Dezernat A, an 
den Bürgermeister der Stadt Frankenthal (Pfalz),Dezernat B, und an den weiteren 
Beigeordneten, Dezernat C, zu. 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024  XVII/3237 

 
 
Aktenzeichen: 101/Rx Datum: Hinweis:    
 
 
 
Zeitausgleich und Erfrischungsgeld für die Wahl der Oberbürgermeisterin / des 
Oberbürgermeisters 2023 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig: X Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 2   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

X  X       

Abdruck an:  
10 

 
 
 
Die Verwaltung bittet zu beschließen wie folgt: 
 

1. Die Mitarbeitenden der Stadt erhalten für ihren Einsatz als Wahlhelfer im 
Rahmen der Wahl der Oberbürgermeisterin / des Oberbürgermeisters 2023 
pro Wahlsonntag einen pauschalen Zeitausgleich in Höhe von 16 Stunden für 
Beamte und 15 Stunden 36 Minuten für Beschäftigte. Zusätzlich erhalten sie 
eine Verpflegungspauschale in Höhe von 35 €.  

 
2. Die ehrenamtlichen Wahlhelfer erhalten Erfrischungsgeld in Höhe von 35 €.  

 
 
 



 
Protokoll: 
 
OB Hebich erläutert die Vorlage ausführlich. Er führt aus, dass der Rechnungshof 
der Meinung ist, dass die Stadt die Mitarbeiter wie sonstige Bürger verpflichten könn-
te, und diese dann nur das Erfrischungsgeld erhalten würden. Das Risiko, dass nicht 
mehr ausreichend Wahlhelfer zur Verfügung stehen, ist zu groß. Von der Lebenser-
fahrung her ist es nicht praktikabel, eine ausreichende Menge an Mitarbeitern 
zwangsweise als Wahlhelfer zu verpflichten. Dies resultiert aus der Tatsache, dass 
nur Einwohner der Stadt verpflichtet werden können, der überwiegende Teil der 
Wahlhelfer aber außerhalb von Frankenthal wohnt. Diese Mitarbeiter würden dann 
als Schriftführer wegfallen oder es gibt eine Ungleichbehandlung, wenn sie dienstlich 
eingesetzt würden. Es muss eine Lösung gefunden werden. Er sieht aktuell keine 
Alternative zur vorgeschlagenen Handlungsweise. 
 
Der Stadtrat unterstützt diesen Vorschlag einstimmig. 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024  XVII/3297 

 
 
Aktenzeichen: 101/Rx Datum: Hinweis:    
 
 
 
Bestellung einer besonderen stellvertretenden Wahlleiterin für die Wahl der 
Oberbürgermeisterin / des Oberbürgermeisters 2023 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig: X Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 3   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

X  X       

Abdruck an:  
10 

 
 
 
Die Verwaltung bittet zu beschließen wie folgt: 
 
Der Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz) wählt Frau Ass. Jur. Linda Berg, Leiterin 

des Bereiches Zentrale Dienste, zur besonderen stellvertretenden Wahlleiterin für die 

Wahl des Oberbürgermeisters / der Oberbürgermeisterin der Stadt Frankenthal 

(Pfalz) gemäß § 59 Absatz 2 Kommunalwahlgesetz. 

 
 
 
 



 
Protokoll: 
 
OB Hebich übergibt die Sitzungsleitung an Bgo Leidig, da sowohl OB Hebich als 
auch Bgm Knöppel gem. § 22 Abs. 1 Nr. 1 GemO nicht an der Beratung teilnehmen 
dürfen. Das Stimmrecht von Bgo Leidig ruht gem. § 36 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 GemO. 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024  XVII/3284 

 
 
Aktenzeichen: 32/BS Datum: Hinweis:    
 
 
 
Durchführung des Strandbadfestes 2023 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 4   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

  X       

Abdruck an:  
32 

 
 
 
Protokoll: 
 
OB Hebich ruft die Tagesordnungspunkte 4 und 14 gemeinsam auf. Die Protokollie-
rung erfolgt unter Tagesordnungspunkt 14. 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024  XVII/3170 

 
 
Aktenzeichen: 51-11 Datum: Hinweis:    
 
 
 
Änderung der Satzung der Stadt Frankenthal (Pfalz) über die Förderung der 
Kindertagespflege und die Erhebung von Kostenbeiträgen für die Kindertages-
pflege (TaPfS) 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig: X Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 5   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

X  X       

Abdruck an:  
51 

 
 
 
Die Verwaltung bittet zu beschließen wie folgt: 
 
Die als Anlage beigefügte Satzung der Stadt Frankenthal (Pfalz) über die Förderung 
der Kindertagespflege und die Erhebung von Kostenbeiträgen für die Kindertages-
pflege (TaPfS) wird beschlossen. 
 
 
 
 



 
Protokoll: 
 
OB Hebich erläutert die Vorlage ausführlich. 
 
RM Dr. Schulze hatte in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses gefragt, ob 
es eine einfache Möglichkeit einer Befreiung der Beiträge gibt. Er bittet um Beantwor-
tung dieser Frage. 
 
Herr Kardaus, Bereichsleiter des Bereichs Familie, Jugend und Soziales, führt aus, 
dass es ein Verfahren für Härtefälle geben wird. Allerdings ist hierfür ein Antrag not-
wendig. Eine Beratung durch einen Mitarbeiter ist hierbei möglich. 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024  XVII/3265 

 
 
Aktenzeichen: 54/Wa Datum: Hinweis:    
 
 
 
Bestellung des Wirtschaftsprüfers für den Jahresabschluss 2022 des MVZ an 
der Stadtklinik 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig: X Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 6   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

X  
 

      

Abdruck an:  
54 

 
 
 
Die Verwaltung bittet zu beschließen wie folgt: 
 
Mit der Prüfung des Jahresabschluss 2022 und aller damit verbundenen Berichte 
und Nachweise wird die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Wikom AG, Koblenz, 
betraut. 
 
Die Prüfung umfasst 

 die Prüfung der Jahresabschlüsse zum 31.12. der Jahre und des Lage-
berichtes für die Prüfungsjahre nach den landesrechtlichen Vorschriften, 
den Sozialgesetzbuch spezifischen Vorschriften sowie nach § 53 HGrG 

 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024  XVII/3031 

 
 
Aktenzeichen: 612/Ge Datum: Hinweis:    
 
 
 
Sanierung des Ostparkes mit Mitteln des Kommunalen Investitionsprogramms 
Klima und Innovation (KIPKI) 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig: X Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 7   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

X  X       

Abdruck an:  
61 

 
 
 
Die Verwaltung bittet zu beschließen wie folgt: 

 

1. Die Verwaltung wird beauftragt, eine Förderung der Sanierungsplanung für 

das Gesamtgebiet des Ostparks einschließlich Durchführung der erforderli-

chen Maßnahmen über das Kommunale Investitionsprogramm Klima und In-

novation (KIPKI) zu beantragen. Schwerpunkte liegen bei der Verbesserung 

der Biodiversität, einem klimaangepassten Umbau des Baumbestands sowie 

einer Verbesserung der Nutzungsmöglichkeiten für die Naherholung und Na-

turerfahrung für Bürgerinnen und Bürger jeden Alters. Diese Punkte sind in 

der Positivliste des KIPKI aufgeführt.  

 

2. Die Verwaltung wird beauftragt eine Konzeptentwicklung zur klimagerechten 

Umgestaltung des Ostparks gemäß den Zielsetzungen des KIPKI zu beauftra-

gen. 

 

 

 
 



 
Protokoll: 
 
OB Hebich erläutert die Vorlage ausführlich und teilt den voraussichtlichen Ablauf 
des Kommunalen Investitionsprogramms Klima und Innovation mit. Für die Maß-
nahme im Ostpark dürfen maximal 25 % der für Frankenthal bereitgestellten Förder-
gelder verwendet werden. Die Verwaltung erstellt aktuell für die restlichen 75 % eine 
bereichsübergreifende Maßnahmenliste. Am 20.06.2023 findet in der Verwaltung ein 
erstes Fachgespräch zum kommunalen Klimapakt unter Moderation der Energie-
agentur Pfalz mit Teilnahme des Kompetenzzentrums für Klimawandelfolgen des 
Landes statt.  
 
RM Bindert bittet um eine Übersicht, wie sich die geplanten 500.000 € für den Ost-
park zusammensetzen. Dies soll bitte vor Antragstellung erfolgen. Weiterhin bittet sie 
um eine Übersicht der geplanten Maßnahmen für die übrige Fördersumme.  
 
RM Höppner bittet ebenfalls um die zeitnahe Übersendung einer Maßnahmenliste für 
die übrige Fördersumme. 
 
RM Bindert bittet um Protokollierung, dass die CDU-Stadtratsfraktion der Maßnahme 
als solches zustimmt, aber noch nicht der angekündigten Summe in Höhe von 
500.000 €.  
 
RM Dr. Bruder fordert die Verwaltung auf, die komplette Fördersumme zu verplanen. 
Auch er bittet um zeitnahe Übersendung einer Maßnahmenliste, dass der Stadtrat 
die Möglichkeit hat, über die Priorisierung zu beraten. 
 
Bgm Knöppel ergänzt, dass bereits folgende Maßnahmen geplant sind: 
LED-Beleuchtung in den Verwaltungsgebäuden, Photovoltaikanlagen auf städtischen 
Gebäuden, Balkonkraftwerke.  
 
OB Hebich sichert die Übersendung einer Gesamtmaßnahmenliste vor der ersten 
Antragstellung zu. 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024  XVII/3210 

 
 
Aktenzeichen: 612/Gr Datum: Hinweis:    
 
 
 
Bebauungsplan "Mörsch, Zwischen B9 und BASF-Kläranlage, Teiländerung 1": 
Aufstellungsbeschluss, Beschluss frühzeitige Beteiligungen 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig: X Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 8   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

X  
 

      

Abdruck an:  
61 

 
 
 
Die Verwaltung bittet zu beschließen wie folgt: 
 
1. Für das in der Anlage 1 zeichnerisch umgrenzte Gebiet wird ein Bebauungsplan 

„Mörsch, Zwischen B9 und BASF-Kläranlage, Teiländerung 1“ nach § 2 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt.  
Der räumliche Geltungsbereich umfasst in der Gemarkung Mörsch die Flurstücke 
1389/5 tlw., 1390/6, 1390/8 tlw., 1391/3 tlw., 1395/1, 1395/3, 1396/1, 1396/2, 
1396/3. 
 

2. Der Bebauungsplan-Vorentwurf mit der Bezeichnung „Mörsch, Zwischen B9 und 
BASF-Kläranlage, Teiländerung 1“ in der Fassung von April 2023, bestehend aus 
Planzeichnung (Anlage 2) und den textlichen Festsetzungen (Anlage 3) wird be-
schlossen, die Begründung (Anlage 4) wird gebilligt. 
 

3. Mit dem Bebauungsplan-Vorentwurf werden  
a. gem. § 3 Abs. 1 BauGB die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und 
b. gem. § 4 Abs. 1 BauGB die frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger 

öffentlicher Belange  
durchgeführt. 

 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 
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Aktenzeichen: 83-4/Ni Datum: Hinweis:    
 
 
 
Laubsammlung - Konzepte des EWF für die Laubsaison 2023/2024 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen: 21 

Stadtrat 07.06.2023 9   Mit  Nein-Stimmen: 12 

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit: X Enthaltungen:   1 

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

X  X       

Abdruck an:  
83 

 
 
 
Die Verwaltung bittet zu beschließen wie folgt: 
 
In der Laubsaison 2023/24 soll das Sammeln von städtischem Straßenlaub durch die 
Grundstücksanlieger, durch die temporäre Bereitstellung von weiteren Grünabfall-
containern an ausgewählten Standorten im Frankenthaler Stadtgebiet, zusätzlich zur 
bereits zweimal im Jahr durchgeführten Grünabfallsammlung unterstützt werden 
 
 
 



 
Protokoll: 
 
OB Hebich ruft die Tagesordnungspunkte 9 und 10 gemeinsam auf. Bgm Knöppel 
erläutert die Vorlagen ausführlich. 
 
Die Stadtratsfraktionen diskutieren über die Vorlagen. Die Stadtratsfraktionen von 
SPD und FDP lehnen den Verwaltungsvorschlag ab.  
 
Es wird der Wunsch geäußert, das Konzept mit Flyern zu bewerben, dass die Bürger 
darüber informiert werden. Weiterhin wird darum gebeten, die Containerstandorte 
nochmals zu überdenken und auszuweiten.  
 
Bgm Knöppel erläutert, dass die Standorte aufgrund der bisherigen Erfahrungen ge-
wählt wurden. Es handelt sich um einen Test des Konzeptes. Eine Ergänzung bzw. 
Ausweitung ist für die Zukunft möglich, sofern sich das Konzept bewährt. Eine Flyer-
Aktion wird durch den EWF geprüft werden. 
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Aktenzeichen: 83-4/Ni Datum: Hinweis:    
 
 
 
Ergänzungsdrucksache zur Beschlussdrucksache XVII/3217 
Laubsammlung - Konzepte des EWF für die Laubsaison 2023/2024 
Ergänzung der Containerstandorte 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen: 21 

Stadtrat 07.06.2023 10   Mit  Nein-Stimmen: 12 

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit: X Enthaltungen:   1 

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

X  X       

Abdruck an:  
83 

 
 
 
Die Verwaltung bittet zu beschließen wie folgt: 
 
In der Laubsaison 2023/24 soll das Sammeln von städtischem Straßenlaub durch die 
Grundstücksanlieger, durch die temporäre Bereitstellung von weiteren Grünabfall-
containern an ausgewählten Standorten im Frankenthaler Stadtgebiet sowie in den 
Vororten, zusätzlich zur bereits zweimal im Jahr durchgeführten Grünabfallsammlung 
unterstützt werden. 
 
 
 



 
Protokoll: 
 
OB Hebich ruft die Tagesordnungspunkte 9 und 10 gemeinsam auf. Die Protokollie-
rung erfolgt unter Tagesordnungspunkt 9. 
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Aktenzeichen: FWG Datum: Hinweis:    
 
 
 
Sicherheitsgefühl in Frankenthal stärken - Sicherheit neu strukturieren; Stär-
kung der lokalen Kriminalprävention; Wirksame Konzepte in die Praxis trans-
formieren; Kooperationsvereinbarung abschließen! 
hier: Antrag der FWG-Stadtratsfraktion 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 11   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

  X       

Abdruck an:  
32 

 











 
 
 



 
Protokoll: 
 
RM Mester erläutert den Antrag ausführlich. 
 
Die übrigen Stadtratsfraktionen diskutieren den Antrag und bekunden, diesem in der 
vorliegenden Form nicht zuzustimmen.  
 
Bgm Knöppel nimmt wie folgt Stellung: 
Zu 1.: 
Gemeinsame Maßnahmen mit der Polizei werden grundsätzlich im Präventionsrat 
und dessen Unterarbeitsgruppen erarbeitet und durchgeführt. Die Sachleitung liegt 
bei der Stadt. Innerhalb dieses Gremiums kann die Stadt auch mit der Polizei spre-
chen. Aktuell gibt es erste Abstimmungen mit der Polizei, damit die Zusammenarbeit 
in regelmäßigen Sitzungen weiter intensiviert wird. Ein erstes Treffen ist bereits initi-
iert. Der Präventionsrat wurde in diesem Jahr wieder reaktiviert und hat seitdem 
zweimal getagt. Unter Hinzuziehung der Polizei soll in einer Folgesitzung, die Erstel-
lung einer Präventionsstrategie eruiert werden. Dabei werden unter Berücksichtigung 
der vorhanden Personalressourcen die nächsten Schritte festgelegt. Die originäre 
Aufgabenerfüllung soll hierunter nicht in Mitleidenschaft gezogen werden. Sobald ein 
Ergebnis vorliegt, kann die Einstellung und Höhe von Haushaltsmitteln ermittelt wer-
den. 
 
Zu 2.: 
Eine Kooperationsvereinbarung soll ebenso in einer der Folgesitzungen des Präven-
tionsrat mit der Polizei eruiert werden. Hierbei soll geklärt werden, in wie weit die be-
reits bestehenden Schwerpunktaktionen und -kontrollen ausgeweitet werden sol-
len/können. Seit 2017 gibt es schon eine Vereinbarung zwischen der Stadtverwal-
tung Frankenthal (Pfalz), der Polizeiinspektion Frankenthal (Pfalz), der Bundespoli-
zeiinspektion Kaiserslautern, der DB Sicherheit GmbH, Frankfurt (Main), und der DB 
Station & Service AG, Bahnhofsmanagement Kaiserslautern, über die Sicherheits- 
und Ordnungspartnerschaft für den Hauptbahnhof Frankenthal (Pfalz). 
 
Zu 3.: 
Eine Prioritätenliste wird als Teil einer möglichen Präventionsstrategie gesehen und 
würde bei der Erstellung einer Präventionsstrategie in die Diskussion mit aufgenom-
men werden. Der EWF hat dieses Jahr zwei neue Mitarbeiter eingestellt, die am Wo-
chenende die Mülleimer leeren und Verschmutzungen entfernen. 
 
RM Mester antwortet auf diverse Aussagen anderer Fraktionen und verzichtet ab-
schließend auf eine Abstimmung.  
 
OB Hebich stellt fest, dass sich der Antrag erledigt hat. 
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Aktenzeichen: FDP Datum: Hinweis:    
 
 
 
Anbindung Wohngebiet Ziegelhofweg an das Fernwärmenetz 
hier: Prüfantrag der FDP-Stadtratsfraktion 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 12   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

  X       

Abdruck an:  
Stadtwerke / 25 

 
 
 
In Hinblick auf die ab 2024 geltenden Vorschriften zur Installation von Wärmepum-
pen für Gebäudeheizungen, möchten wir auf die Vorteile der Fernwärmeversorgung 
als alternative Lösung hinweisen. 
 
Bereits seit einigen Jahren ist die Justizvollzugsanstalt (JVA) Frankenthal an die 
Fernwärmeversorgung Ludwigshafen angeschlossen, und die Anbindung wurde über 
den Starenweg und die Ludwigshafener Straße bis zur Robert-Schuman-Schule er-
weitert. Bei dieser Erweiterung wurden Abzweige in alle abgehenden Straßen in der 
Ludwigshafener Straße verlegt, so daß die technischen Voraussetzungen für eine 
Anbindung weiterer Straßen, wie der Viernheimer Straße, Mannheimer Straße, Hei-
delberger Ring, Bensheimer Ring, Lorscher Ring, Ziegelhofweg und An der Adams-
lust, gegeben sind. 
 
Das Wohngebiet Ziegelhofweg besteht hauptsächlich aus Gebäuden, die in den 
1960er und 1970er Jahren errichtet wurden. Diese eignen sich aufgrund ihrer Bau-
substanz und Bauweise nur bedingt für den nachträglichen Einbau einer Wärme-
pumpe. Den Eigentümern würde eine enorme Erleichterung zuteil werden, wenn die 
Option bestünde, die Gebäude an eine Fernwärmeversorgung anzuschließen. 
 
Daher fordern wir die Verwaltung auf, in Abstimmung mit der Stadt Ludwigshafen zu 
prüfen, ob und gegebenenfalls, wann eine Anbindung des Wohngebiets Ziegelhof-
weg an das Fernwärmenetz möglich ist. Dadurch könnten die Bewohnerinnen und 
Bewohner von einer effizienten und umweltfreundlichen Heizlösung profitieren, die 
zudem den gesetzlichen Anforderungen entspricht. 
 
Grundsätzlich möchten wir mit diesem Antrag die Chance wahrnehmen diese Prü-
fung nicht nur auf das Gebiet des Ziegelhofweges zu beschränken, sondern generell 



zu überprüfen, inwieweit die Anbindung an das Fernwärmenetz für das restliche 
Frankenthaler Stadtgebiet eine sinnvolle, klimafreundliche Alternative darstellen 
könnte. 
 
 
 
Thomas Börstler 
FDP-Fraktionsvorsitzender 
 
 



 
Protokoll: 
 
RM Börstler erläutert den Antrag ausführlich. 
 
OB Hebich nimmt wie folgt Stellung: 
Die zukünftige Wärmeversorgung der Stadt Frankenthal und der umliegenden Ver-
sorgungsgebiete der Stadtwerke Frankenthal wurde bereits gemeinsam mit den 
Stadtwerken im Rahmen der „Kommunalen Wärmeplanung“ aufgegriffen. Mit den 
jeweiligen weiteren Kommunen im Versorgungsgebiet stehen Stadtwerke und Stadt-
verwaltung diesbezüglich ebenfalls in Kontakt. 
 
„Kommunale Wärmeplanung ist ein strategisch-planerisches Instrument, um einen 
gesellschaftlich und wirtschaftlich tragfähigen Transformationspfad zum treibhaus-
gasneutralen Gebäudebestand zu entwickeln. Der planerische Zugang dient dazu, 
lokal verfügbare Potenziale frühzeitig zu erkennen und Fehlinvestitionen bei der Inf-
rastrukturentwicklung zu vermeiden. Kommunale Wärmeplanung ist nicht nur ein In-
strument, sondern auch ein auf mehrere Jahrzehnte angelegter Multiakteurs-Prozess 
unter Federführung der Kommune.“ (Umweltbundesamt) 
 
Das konkrete Projekt wird mit der Klimaschutzmanagerin der Stadtverwaltung Frau 
Kramer als Projektleiterin begleitet. Inhalt dieser Planung wird es sein, mehrstufig die 
Stadtgebiete zu analysieren, Potentiale zu sichten und darauf abgeleitet Konzepte 
(Vorranggebiete Fernwärme, Wärmepumpengebiete, etc.) für die Wärmeversorgung 
zu erstellen. Einen wesentlichen Bestandteil der zukünftigen Wärmeversorgung in 
Frankenthal sieht die Verwaltung in der Fernwärme. Wo die Wärme für die geeigne-
ten Gebiete erzeugt werden kann, ist ebenfalls Bestandteil der kommunalen Wärme-
planung. Dabei werden alle in Betracht kommenden Wärmequellen gesichtet und auf 
eine potentielle Ergiebigkeit geprüft (Geothermie, industrielle Abwärme, Blockheiz-
kraftwerke, etc.). Das Gebiet rund um die JVA bzw. der Schule wäre Teil der oben 
genannten Konzeptionierung. Teilumsetzungen, bevor ein mögliches Zielnetz kon-
zeptioniert wurde, sind aus den Aspekten möglicher Fehlinvestitionen sowie der Fi-
nanzierung nicht sinnvoll. Da die Stadt sowie die Stadtwerke für diesen Wärmewan-
del Fördermittel vom Bund erhalten können, muss bei der Errichtung eines Fernwär-
menetztes strukturiert vorgegangen werden. In der ersten Phase soll das Gesamt-
konzept erarbeitet werden. Danach folgen die Phasen der Umsetzung und des Be-
triebes des Wärmenetzes. Für alle diese Phasen stehen ebenfalls Fördergelder zur 
Verfügung, um die Starthürden bei der Errichtung eines neuen Netztes für die Betrei-
ber zu erleichtern. Denn ohne Fördermittel und der kommunalen Unterstützung sind 
diese Investitionen nicht zu leisten. Aus diesem Grund wäre ein vorzeitiger Start in 
dem Gebiet im Ziegelhofweg nicht sinnvoll, eventuell sogar förderschädlich für das 
Gesamtprojekt in Frankenthal. Zudem fehlt die Gesamtkonzeptionierung um das Ge-
biet Ziegelhofweg herum, so dass evtl. Fehlinvestitionen in Bezug auf Dimensionie-
rung und Trassenführung nicht auszuschließen sind. 
 
Der Antrag hat sich durch die Stellungnahme erledigt. 
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Aktenzeichen: Weber Datum: Hinweis:    
 
 
 
Befreiung von der Hundesteuer für Tiere aus dem Tierheim 
hier: Antrag des Fraktionslosen Ratsmitglieds Beate Weber 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen: 29 

Stadtrat 07.06.2023 13   Mit  Nein-Stimmen:   4 

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit: X Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

X  X       

Abdruck an:  
20 

 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
wie allgemein bekannt ist haben sich die Tierheime während der Corona-Zeit schlag-
artig geleert und die Hundezüchter hatten auch ein gutes Geschäft zu verzeichnen. 
 
Nun jedoch sind die Tierheime alle überfüllt, überwiegend mit Hunden, mit denen nun 
niemand mehr was anfangen will. In vielen Tierheimen musste auch schon ein Auf-
nahmestopp verzeichnet werden. 
 
Da ich, solange es mir gesundheitlich möglich war, jahrelang im Wormser Tierheim 
am Wochenende ehrenamtlich tätig war, sind mir die Gegebenheiten bekannt: 
 
Kranke und ältere Tiere, jedoch auch Tiere von Obdachlosen und straffällig gewor-
denen Mitbürgern, ebenso wie Hunde und Katzen deren Besitzer verstarb und soge-
nannte Scheidungshunde landen im Tierheim, ebenso wie lebende Weihnachtsge-
schenke und ausgesetzte Tiere, vor allem in der Urlaubszeit. Im besten Fall werden 
sie noch im Tierheim abgegeben oder vor dem Tierheim angebunden…. 
 
Will man jedoch ein Tier aus dem Tierheim übernehmen, muss man seine wirtschaft-
lichen, persönlichen und Wohnverhältnisse dem Tierheim offenbaren und einen so-
genannten Schutzvertrag abschließen, damit auch der neue Platz des Hundes über-
prüft werden kann. 
 
Die Leute nehmen also einiges auf sich, um dann oft auch ein schon älteres und 
manchmal auch krankes Tier zu „adoptieren“, was immer auch mit Kosten verbunden 
ist. 
 



Darüber hinaus ist nachgewiesener Maßen auch die untere und mittlere Mittelschicht 
durch die hohe Inflation betroffen und es gibt in vielen Städten auch schon Tiertafeln, 
was mit Sicherheit auch hilft, damit nicht noch mehr Tiere wieder abgegeben werden 
bzw. ausgesetzt werden. 
 
Ich bitte nun um Zustimmung, dem Beispiel der Stadt Trier folgend, die Hundesteuer 
für nachweislich aus einem Tierheim übernommenen Hund zunächst für 2 Jahre 
auszusetzen und den Sachverhalt danach erneut im Stadtrat zur Diskussion zu stel-
len. 
 
 
Beate Weber 
 
 



 
Protokoll: 
 
RM Weber erläutert den Antrag ausführlich. 
 
OB Hebich nimmt wie folgt Stellung: 
Rechtsgrundlage für die Erhebung von Hundesteuer ist in Rheinland-Pfalz die allge-
meine Regelung in § 5 KAG. Nach § 5 Abs.3 KAG können die Kommunen Hunde-
steuern für das Halten von Hunden erheben. Die Erhebung von Hundesteuern ist 
also eine Ermessensentscheidung; umgekehrt ist den Kommunen für die Nichterhe-
bung von Hundesteuern ebenfalls ein Ermessensspielraum eingeräumt.  
In § 5 Abs.3 KAG ist weder ein Steuermaßstab noch die Höhe der Steuer geregelt. 
Das müssen die Gemeinde in ihrer Hundesteuersatzung regeln. Da die Stadt FT in 
ihrer zurzeit gültigen Satzung keine Steuerbefreiung bzw. -reduzierung für Tierheim-
hunde mehr verankert hat, müsste eine entsprechende Änderungssatzung im Stadt-
rat beschlossen werden. Ein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz liegt aus Sicht 
der Verwaltung nicht vor, da danach nur Gleiches gleichbehandelt werden muss. Es 
ist vertretbar, dass Hunde aus dem Tierheim nicht gleichzusetzen sind mit „norma-
len“ Hunden aus dem Handel bzw. vom Züchter, dies schon wegen einer gewissen 
„Gemeinnützigkeit“ in Bezug auf die Vermittlung von Hunden vom als gemeinnützig 
anerkannten Tierschutzverein Frankenthal e.V.. Geregelt werden müsste in der Sat-
zung neben der Höhe und Dauer der Steuerbefreiung auch noch, ob diese nur für 
einen Hund oder auch für weitere Hunde aus dem Tierheim und auch für gefährliche 
Hunde gelten soll. Es wäre auch möglich, Hunde aus anderen Tierheimen in Betracht 
zu ziehen. Mit der entsprechenden Begründung, u.a. zur Gemeinnützigkeit und zum 
Gleichbehandlungsgrundsatz könnte eine Satzungsänderung mit dem Inhalt unbe-
fristete bzw. auf soundso viele Jahre befristete Befreiung bzw. Ermäßigung der Hun-
desteuer für Hunde aus einem Tierheim beschlossen werden. 
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Aktenzeichen: CDU, SPD, Die Grünen, FWG, FDP Datum: Hinweis: 
   
 
 
 
Sachstand Strandbadfest 
hier: gemeinsame Anfrage der Stadtratsfraktionen von CDU, SPD, Die Grü-
nen/Offene Liste, FWG und FDP 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 14   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

  X       

Abdruck an:  
32 

 

 



 
Protokoll: 
 
OB Hebich ruft die Tagesordnungspunkte 4 und 14 gemeinsam auf. 
 
Bgm Knöppel beantwortet die Anfrage wie folgt: 
Das Strandbadfest ist für den 14. und 15. Juli 2023 geplant. Veranstalter ist die Stadt 
Frankenthal. Geplant war ursprünglich, dass die Frankenthaler Bäder- und Parken-
GmbH dieses Fest finanziell unterstützt. Ende April 2023 wurde von der Frankentha-
ler Bäder- und Parken-GmbH mitgeteilt, dass diese Unterstützung nicht machbar ist 
aufgrund des Dauerverlustbetriebs. Bgm Knöppel hat dann im Haushalt der Stadt 
Frankenthal, insbesondere bei der Position Messen und Märkte, geprüft, ob das 
Strandbadfest vom Haushalt her machbar ist. Insoweit räumt er ein, dass es sein 
Fehler war, dass die Prüfung etwas länger gedauert hat. Es waren knapp vier Wo-
chen, bis er festgestellt hat, dass das Strandbadfest nicht vom Haushalt her gedeckt 
ist. Bgm Knöppel hat in den letzten Tagen zahlreiche Gespräche geführt. Aktuell ist 
es so, dass die Finanzen über die Bäder- und Parken-GmbH mit einem entspre-
chenden Beschluss des Aufsichtsrats gedeckt werden können. Das ist auch entspre-
chend abgesichert durch eine rechtliche Stellungnahme von KPMG. Es wäre dafür 
ein entsprechender Aufsichtsratsbeschluss notwendig. Die Organisation bereitet der 
Verwaltung aktuell Probleme von Seiten des Ordnungsamtes. Dieses ist momentan 
personell stark ausgelastet mit dem Strohhutfest. Daher ist die Organisation des 
Strandbadfestes für das Ordnungsamt nicht machbar. Es laufen zurzeit Gespräche 
mit dem Congressforum Frankenthal, ob dieses sich vorstellen kann, das Fest ent-
sprechend zu unterstützen. Eine Bewertung hierzu wird in den nächsten Tagen vor-
liegen. Es wird auch eine Verschiebung in Erwägung gezogen.  
 
RM Hatzfeld-Baumann zeigt sich sprachlos. Ein solches Fest hat eine gewisse Vor-
laufzeit. Wenn jetzt im April die Finanzierung in der Schwebe stand, ist das ein Fakt, 
der dazukommt. Sie empfindet den Vorgang momentan so, dass die Verantwortli-
chen den Kopf einziehen und hoffen, dass keiner dran denkt, dass das Strandbadfest 
stattfinden soll. Jetzt ist die Misere da, weil der Stadtrat nachgefragt hat. Da findet 
aktuell Aktionismus statt. In Frankenthal scheint alles auf das Strohhutfest ausgerich-
tet zu sein. Das Strandbadfest ist ein Fest für Familien, welches sehr stark frequen-
tiert wird von Familien. 
 
OB Hebich führt aus, dass er das Hauptproblem nicht bei der Finanzierung sieht, 
sondern bei der Organisation, die beim Ordnungsamt liegt. Nach der Auskunft in 
Form von einem „Brandbrief“ vom Ordnungsamt, die er dieser Tage erhalten hat, 
sieht sich das Ordnungsamt nicht in der Lage, das Strandbadfest in der verbleiben-
den Zeit zu organisieren. Es ist kein ausreichendes Personal vorhanden. Die ersten 
Hinweise darauf hat er vor ungefähr anderthalb Wochen erhalten. Daraufhin hat er 
massiv nachgefragt und am Montag wurde ihm mitgeteilt, dass dies irgendwie ge-
stemmt werden wird von Seiten des Dezernats. Jetzt muss er hier im Stadtrat erfah-
ren, dass es immer noch sehr schwierig ist.  
 
RM Börstler sagt, dass der kurze Abstand zwischen Strohhutfest und Strandbadfest 
ja schon länger bekannt ist. Er ist daher verwundert darüber, dass das Ordnungsamt 
sagt, dass in der verbleibenden Zeit keine Kapazitäten mehr verfügbar sind.  
 
Bgm Knöppel erwidert, dass es aktuell einen Marktmeister und eine zweite Markt-
meisterin gibt. Diese ist seit 01.02.2023 neu in der Verwaltung und wird gerade ein-
gearbeitet. Der erste Marktmeister wird nach dem Strohhutfest vier Wochen in Urlaub 
sein. Das ist die Konstellation. Und vor diesem Hintergrund muss die Verwaltung 



schauen, wie sie die Organisation anderweitig stemmen kann. Das sind die Prämis-
sen, denen sich die Verwaltung stellen muss. Es ist nicht so gewesen, dass die Ver-
waltung das Strandbadfest irgendwo hinten runterfallen lassen wollte. Es wurde 
schon daran gearbeitet. Er hat insoweit ja bereits eigeräumt, dass die finanzielle 
Thematik von ihm ein Stück weit zu lange bearbeitet wurde. Das war sein Fehler. 
 
OB Hebich stellt klar, dass er hier eine Lanze für das Ordnungsamt brechen muss. 
Das Ordnungsamt hat mehrfach und oft genug Problemlagen diesbezüglich geschil-
dert und es hat vor allem auch Unklarheiten bemängelt und eine klare Ansage als 
erforderlich angesehen, wie jetzt mit dem Strandbadfest zu verfahren ist und dass 
man so nicht entsprechend weiß, wie es zu organisieren ist. Dass man jetzt hier un-
terschwellig dem Ordnungsamt die Verantwortung zuweist muss er zurückweisen. 
Gerade im Interesse seiner Mitarbeiter, die jetzt ehrlich gesagt platt sind. Und jetzt 
die Erwartungen zu wecken, dass diese in den verbleibenden drei bis vier Wochen 
noch das Strandbadfest gewährleisten sollen geht nicht. Es gab offenbar genügend 
Hinweise, Mitteilungen und Alarmierungen vom Ordnungsamt, dass es so nicht um-
gesetzt werden kann bzw. dass das Ordnungsamt das Strandbadfest frühzeitig in 
einem entsprechenden Zeitplan organisieren wollte. Es fehlten allerdings Angaben 
und Ansagen, wie es gemacht wird, zumal dann ja auch noch eine Agentur ins Spiel 
gekommen ist. Deren Vertragslage ist nicht ganz klar und es ist nicht erkennbar, wie 
damit umzugehen ist. Dies muss ebenfalls mit in die Betrachtung gezogen werden. 
Er muss sagen, dass das Ordnungsamt bei dieser Sache draußen ist. Die Verant-
wortung des Ordnungsamts kann hier jetzt nicht konstruiert werden. Bei dem, was 
jetzt an Berichterstattung zu erwarten ist, legt er darauf sehr großen Wert. Das Ord-
nungsamt hat frühzeitig diesbezüglich die Frage gestellt, die Hinweise gegeben, Be-
sprechungen anberaumt, mit Nachdruck Ansagen angefordert, wie hier die Vertrags-
lage zu gestalten ist bzw. was zu tun ist, wie es organisiert werden soll, wie der Part-
ner mit rein soll, wie die Finanzierung sichergestellt werden kann. Es wurde auch 
darauf hingewiesen, dass es so wie letztes Jahr nicht geht und dass es erhebliche 
rechtliche Problemlagen gibt. Er ärgert sich darüber, dass er erst während der Sit-
zung des Städtetags in Köln über einen „Brandbrief“ darüber informiert wurde, dass 
das Strandbadfest massiv auf der Kippe steht. Es gab vorher an ihn keine diesbe-
züglichen Hinweise. Auf kritische Nachfrage wurde ihm bis zum Montag noch gesagt, 
dass es zwar schwierig ist, aber man hofft, dass es klappt. Davor hat er beim Ord-
nungsamt nachgefragt und erhebliche Bedenken geäußert bekommen. Mittlerweile 
haben die zuständigen Personen beim Ordnungsamt remonstriert, dass sie es nicht 
schaffen können. Er wird nicht versuchen, das Ordnungsamt dafür in die Haftung zu 
nehmen. Das Ordnungsamt bewirkt mit dem wenigen Personal wirklich großartiges, 
aber sie können und werden nicht die Verantwortung dafür übernehmen oder etwas 
„dahinschnuddeln“ als Veranstaltungsleiter, was vielleicht strafrechtliche Konsequen-
zen nach sich zieht.  
 
RM Mester erklärt, dass Frau Hatzfeld-Baumann da falsch verstanden wurde. Es soll 
nicht dem Ordnungsamt die Verantwortung dafür gegeben werden, sondern es stellt 
sich die Frage, warum die Thematik nicht frühzeitig mit dem Stadtrat diskutiert wurde. 
Sie ist bis jetzt noch genauso schlau wie vorher. Sie sieht Vereine, die Standbetrei-
ber, Mitarbeiter die geplant werden müssen, Security-Services, Musikbands, die 
müssen ja irgendwann Planungssicherheit haben. Das Fest soll in fünfeinhalb Wo-
chen stattfinden. Es muss jetzt in sehr naher Zukunft die Entscheidung getroffen 
werden, ob das Fest stattfinden wird.  
 
Bgm Knöppel führt aus, dass bis Anfang nächster Woche die Entscheidung fällt. 
Dann müsste noch eine Aufsichtsratssitzung stattfinden. 
 



OB Hebich mahnt, dass noch sehr viel geklärt werden muss und einige Tätigkeiten 
vom Ordnungsamt angegangen werden müssen. Hierzu gehören unter anderem die 
Themenfelder Sicherheitskonzept, Einsatz vom Vollzugsdienst und Finanzierung. Für 
eine etwaige Ausweichveranstaltung wäre zu prüfen, was dann von den bisherigen 
Vorbereitungen noch verwertbar ist. 
 
RM Höppner fordert eine Klarstellung bezüglich der Berichterstattung in der Rhein-
pfalz und was es mit dem dort genannten Vermerk auf sich hat. Demnach wurden 
Mitarbeiter aufgefordert, Dinge nicht zu tun, die sie rechtlich hätten machen müssen. 
 
Bgm Knöppel erklärt, dass er in dem Vermerk dargelegt hat, dass aus seiner Sicht 
eine besondere Eilbedürftigkeit besteht. Daher sollten entsprechende Angebote ein-
geholt und bei entsprechender Wirtschaftlichkeit auch beauftragt werden können. 
 
OB Hebich mahnt, dass das Vergaberecht anzuwenden ist. Die Dienstanweisung 
über die Vergabe von Aufträgen kann nicht einfach durch einen einfachen Vermerk 
außer Kraft gesetzt werden. Die Mitarbeiter des Ordnungsamtes haben gesagt, dass 
sie diesen Vermerk nicht akzeptieren können. Die Vergabestelle hat den Vermerk 
geprüft und hat festgestellt, dass dies nicht geeignet ist, die Erleichterungen des 
Vergaberechts in Anspruch zu nehmen.  
 
RM Baldauf bittet um Transparenz, insbesondere zu den Vereinen, die das Strand-
badfest mittragen. Vor der Entscheidung bezüglich einer Ersatzveranstaltung sollte 
das Gespräch mit den Vereinen gesucht werden. 
 
RM Dr. Schiffmann fragt, ob bisher bereits Aufträge erteilt wurden und in welcher 
Höhe und in welchen Verfahren. Weiterhin bittet er um Auskunft, inwieweit die Finan-
zierung des Strandbadfestes über das Konto „Messen und Märkte“ laufen soll, da 
dies ja eventuell zu Lasten anderer Veranstaltungen gehen würde, wie den Vorort-
kerwen.  
 
Bgm Knöppel antwortet, dass bisher keine Aufträge erteilt wurden. Er hat wegen der 
Finanzierung die Thematik geprüft. Die Stadt hat einen Haushaltsansatz, der ent-
sprechende Mittel für die einzelnen Veranstaltungen vorsieht. Das Strandbadfest ist 
insoweit nur eingeschränkt berücksichtigt. Es wurde festgestellt, dass die Kosten be-
reits jetzt schon sehr hoch sind. Seine Prüfung hat ergeben, dass jetzt nicht noch 
zusätzlich aus diesem Konto das Strandbadfest bezahlt werden kann. Ansonsten 
wäre am Ende des Jahres für den Weihnachtsmarkt kein Geld mehr verfügbar gewe-
sen. Deswegen wurde mit der Bäder- und Parkenbetriebsgesellschaft besprochen, 
wie das gestemmt werden kann. Möglich wäre es, dass das CongressForum Fran-
kenthal für das Strandbadfest als Veranstaltungsleiter auftritt.  
 
OB Hebich stellt klar, dass er trotz Nachfrage keine Auskünfte darüber erhalten hat, 
ob Aufträge erteilt wurden oder konkludentes Handeln erfolgte, das auf einen Auftrag 
hindeutet. Diese Agentur hat einen Ordner von einem Amtsträger der Stadt bekom-
men. Dahinter steckt wohl eine gewisse Absicht. Die Agentur war wohl auch einige 
Monate tätig um Gespräche mit Bands zu führen und diese zu optionieren. Ebenfalls 
wurden wohl die Themen Bühne, Bühnentechnik und Tontechnik geregelt. Er kann 
nicht sagen, ob es einen Honoraranspruch oder einen Anspruch auf Schadensersatz 
gibt. Abschließend fasst er zusammen, dass die Verwaltung prüft, ob, und wenn ja 
unter welchen Bedingungen, eine Ersatzveranstaltung durchgeführt werden kann 
und mit welchen Aufwendungen zu rechnen ist. Er weist nochmals drauf hin, dass er 
die Umstände einer drohenden Absage erst vor ein paar Tagen erfahren hat und sich 
hinters Licht geführt fühlt. 
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Protokoll: 
 
RM Winkes erläutert die Anfrage ausführlich. 
 
OB Hebich antwortet wie folgt: 
Vorlage XVII/2076 
Ausdehnung von Einladungsfristen und Versendung der Unterlagen von 4 auf 
zukünftig 7 Tage 
Nach derzeit herrschender Meinung scheint die Verlängerung der „Mindest“-
Einladungsfrist über die Geschäftsordnung möglich zu sein. Eine Ausdehnung der 
Mindestfrist durch die Geschäftsordnung hätte jedoch nachteilige praktische Konse-
quenzen: Die Flexibilität, die erforderlich ist, um Entscheidungen innerhalb angemes-
sener Zeit herbeiführen zu können, würde beeinträchtigt. Derartige Regelungen in 
der Geschäftsordnung würden im Einzelfall das Risiko in sich bergen, dass im Falle 
einer gerichtlichen Prüfung das Vorliegen der tatbestandsmäßigen Voraussetzungen 
(insbesondere der Dringlichkeit) verneint würde und deshalb der so gefasste Be-
schluss unwirksam wäre (zur Folge einer Abweichung von Bestimmungen der Ge-
schäftsordnung: BayVGH, Urteil vom 20.06.2018 – 4 N 17.1548 -, juris). Die Einla-
dungsfrist regelt nur, bis wann die Einladung mit Tagesordnung bei den Mitgliedern 
muss. Die sonstigen Unterlagen unterliegen dieser nicht. 
 
Vorlage XVII/2070 
Bericht über das Ausscheiden von Mitarbeitenden, soweit die Besetzung der 
Stelle unter Gremienvorbehalt steht 
Es ist vorgesehen, in folgenden Ausschüssen regelmäßig über ausgeschiedene Mit-
arbeitende zu berichten: 

- Haupt- und Finanzausschuss 

- Krankenhausausschuss 

- Betriebsausschuss 

 
Vorlage XVII/2066 
Ticket-System 
Hierzu wurde bereits mitgeteilt, dass die Verwaltung in Session bereits das Modul 
Beschlusskontrolle eingeführt hat. Hierüber werden die internen zugesicherten Erle-
digungen von Anträgen erfasst und der Bearbeitungsstand ist intern abrufbar. Ein 
externer Zugriff durch Ratsmitglieder ist nicht vorgesehen, vielmehr wird halbjährlich 
berichtet werden (ein erster Bericht erfolgte am 08.02.2023 unter Vorlage XVII/3001 
im Stadtrat). 
 
Vorlage XVII/1835 
Fußgängerüberwege in Kreisverkehren 
Es liegt ein massives Personalvakanzen-Problem vor. Beide Verkehrsplaner sind seit 
geraumer Zeit nicht verfügbar. Weiter sind neben den unbesetzten Stellen bei der 
Verkehrsplaner auch mehrere Stellen im Tiefbau seit Monaten unbesetzt, sodass 
eine Umsetzung sowie auf Grund der Vielzahl der Projekte aktuell nicht absehbar ist 
wann es bei diesem Projekt weiter geht. Sollten die Stellen zeitnah besetzt werden, 
wird die Verwaltung das Projekt voranreiben und unaufgefordert über den Sachstand 
sowie zum weiteren Verfahren berichten.  
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Protokoll: 
 
RM Winkes erläutert die Anfrage ausführlich. 
 
OB Hebich antwortet wie folgt: 
Es ist nicht zutreffend, dass der Veranstalter nicht angeführt hat, dass Forderungen 
und extreme Auflagen der Stadt zur Absage geführt hätten. Dies ist in einem Portal 
so verbreitet worden mit Vorhaltungen an die Stadtspitze. Der Betreiber des Kinos 
hat diesbezüglich in dem Portal versucht zu intervenieren. Die Botschaft, dass das 
Kino das so nicht stehenlassen möchte, hat dem Portalbetreiber wohl nicht gepasst. 
Das ist ein unmöglicher Stil.  
 
Es wurden keine Auflagen geändert oder verschärft, da keine Auflagen existieren. 
Früher war das Open-Air-Kino eingebettet unter dem Dach einer städtischen Veran-
staltung. Faktisch gesehen war es aber von Herrn Kaltenegger betrieben worden. 
Die Stadt hat dann über all die Tage die Infrastruktur zur Verfügung gestellt, wie zum 
Beispiel Bewachung, Toilettenanlagen und Bühnentechnik. Über den EWF wurden 
aufwändig die Stühle gestellt. Es wurde auch über viele Jahre das Zelt für den ge-
werblichen Beschicker gestellt, der dann Essen und Trinken verkauft hat. Im Zuge 
der Haushaltskonsolidierung 2021 ist das von der Verwaltung an den Stadtrat darge-
stellt worden. Der Stadtrat hat dies ebenfalls so gesehen, dass dies so nicht mehr 
machbar ist, da es sich um eine verdeckte Subventionierung handelt. Wenn über-
haupt wäre hier ein Zuschuss möglich. Vom Stadtrat gab es damals die Forderung, 
dass der Betreiber des Open-Air-Kinos einen angemessen Kostenbeitrag für die zur 
Verfügung gestellte Infrastruktur zahlen soll. Bei einem Zuschuss ist zu beachten, 
dass es sich hierbei um einen gewerblichen Betrieb handelt. Hier muss dann der öf-
fentliche Zweck definiert sein. Bei Vorbesprechungen wurde dem Betreiber kommu-
niziert, dass die Stadt 2023 die Struktur ändern muss. Der Betreiber hat grundsätzli-
ches Verständnis dafür, dass die Stadt etwas ändern muss. Hierzu zählen, dass die 
Erkenbertruine verpachtet werden muss, er sich um die Sanitäreinrichtungen und die 
Bühnentechnik kümmern muss. Die Stadt hat Unterstützung zugesagt. Hinzu kommt, 
dass die Stadt 2023 aus Gründen der Kostensteigerungen und der Haushaltsbewirt-
schaftung die städtischen Konzerte im Kunsthaus durchführt. Der Betreiber hätte für 
die Veranstaltung lediglich einen Mietvertrag, eine Emissionsgenehmigung und evtl. 
eine Schankerlaubnis benötigt. Die Anträge wurden ihm zugesandt. Leider hat sich 
der Betreiber dazu entschlossen, das Open-Air-Kino dieses Jahr nicht durchzufüh-
ren. Es lag allerdings nicht an irgendwelchen Forderungen und Auflagen der Verwal-
tung. OB Hebich wird alles daransetzen, dass das Open-Air-Kino im nächsten Jahr 
wieder stattfinden kann. 
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1. Warum wird der Verkehr von der Benderstraße zum Strandbad über 
die Frankenstraße und die Straße Am Strandbad geleitet, obwohl 
weiter nördlich der Meergartenweg wesentlich besser befahrbar ist? 

 
2. Ist die Verwaltung bereit, an der Kreuzung 

Benderstraße/Frankenstraße Hinweisschilder aufzustellen, um den 
Verkehr stattdessen über diese bessere Route zu leiten? 

 
 
Begründung: 
 
Wir wurden in einem Gespräch von einem Anwohner der Straße Am 
Strandbad darauf hingewiesen, dass durch die bisher eingerichtete Ver-
kehrsführung Probleme in der nicht ganz so breiten Straße Am Strand-
bad auftreten, während diese im breiteren Meergartenweg, auf den der 
Verkehr bei der Unterführung unter der B9 ohnehin geleitet wird, nicht 
drohen. Besucher*innen des Strandbads aus dem Südwesten und Sü-
den könnten so bequemer ans Ziel kommen und die Anwohnenden der 
Straße Am Strandbad würden entlastet. 
 
 
 
Frankenthal, 3.6.2023        Dr. Rainer Schulze  



 
Protokoll: 
 
RM Dr. Schulze erläutert die Anfrage ausführlich. 
 
Bgm Knöppel antwortet wie folgt: 
Der Verkehr wird nicht über die Benderstraße – Am Strandbad – Meergartenweg 
zum Parkplatz des Strandbads geleitet. Die bis vor kurzem aufgestellten Hinweista-
feln und Umleitungsschilder, welche den Verkehr von der Benderstraße - Franken-
straße - Am Strandbad hin zum Meergartenweg geleitet hat, bezogen sich auf eine 
Baustelleneinrichtung (Vollsperrung des Meergartenweg). Die Hinweistafeln wurden 
inzwischen entfernt. Der Verkehr soll wie in den Jahren zuvor die Route über den 
Meergartenweg direkt fahren. Die Hinweisbeschilderung „Strandbad / Sternjakob“ an 
der Kreuzung Frankenstraße / Benderstraße wurde deaktiviert. 
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Protokoll: 
 
RM Mester erläutert die Anfrage ausführlich. 
 
OB Hebich antwortet wie folgt: 
Vor Corona war die Stadt auf der Ausbildungsmesse Catapult, welche erstmalig im 
CFF veranstaltet wurde, vertreten. Darüber hinaus beteiligt sich die Stadt seit Jahren 
an der vom PIH organisierten Veranstaltung Ready Steady Go ebenso wie an der 
Berufsmesse, welche von den Frankenthaler Schulen organisiert wurde. Weiterhin 
wurde die Stadt zu Informationsveranstaltungen von Schulen eingeladen, um über 
die Ausbildungsberufe zu informieren. Die Nachfrage von Besuchern bei Messen war 
sehr überschaubar. Die Attraktivität der großen Unternehmen BASF, KSB usw. war 
deutlich größer. Die Verwaltung konnte für die Messen damals Auszubildende ge-
winnen, die sich bereit erklärt haben, den Messeauftritt mitzugestalten und als An-
sprechpartner für die Besucher zur Verfügung zu stehen. Am Ende des Tages war 
die Ernüchterung groß, da die Resonanz gering war. Die Besucher waren eher an 
den Give aways interessiert als an Informationen, die sie in diesem Zusammenhang 
bekamen. Eine einzige Interessentin konnte direkt im Anschluss für ein Praktikum 
gewonnen werden. Die in Mannheim stattfindende Messe Jobs for future wurde we-
gen der hohen Kosten bisher nicht besucht. In 2022 verfügte die Verwaltung nicht 
über die personelle Ressource, um eine Messe zu besuchen. Aus demselben Grund 
gab es in 2023 keine Teilnahme an der Messe Catapult. Die bisherigen Erfahrungen 
waren ernüchternd, da keine Rekrutierung mangels Informationsbedarfs der Besu-
cher zu verzeichnen war. 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024  XVII/3259 

 
 
Aktenzeichen: FWG Datum: Hinweis:    
 
 
 
Sachstand Bürgerbeteiligung 
hier: Anfrage der FWG-Stadtratsfraktion 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 18   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

  X       

Abdruck an:  
10 / 61 

 
 
 

 
 
       Anlagen 



 
Protokoll: 
 
RM Mester erläutert die Anfrage ausführlich. 
 
OB Hebich antwortet wie folgt: 
Die Verwaltung hat es bisher versäumt, das Thema im Ältestenrat zu vertiefen. Es 
handelt sich hierbei aber auch um einen umfassenden riesigen Prozess, der kanali-
siert und gesteuert werden muss. Das gesamte Jahr 2022 und auch 2023 war ge-
kennzeichnet von einer intensiven Bürgerbeteiligung im Pilgerpfad und auch davor 
beim integrierten Stadtentwicklungskonzept. Der Fachbereich hat hierbei sehr viel 
Arbeit investiert und ist an der Grenze der Belastbarkeit. Die Verwaltung hat nicht die 
Kapazitäten, um alle Themen der Stadtentwicklung zu beleuchten und ein Konzept 
zu entwickeln, dass dann ausführlich diskutiert wird. Die Verwaltung hat eine Prioritä-
tenliste, die abgearbeitet wird. Es muss dann entschieden werden, ob und inwieweit 
und welche Formate für eine Bürgerbeteiligung notwendig sind. Er hält es nicht für 
leistbar, ein komplettes Raster über alle Vorhaben zu machen und dafür einen Mas-
terplan zu entwickeln. Bürgerbeteiligungen bringen einen riesigen Aufwand mit sich, 
da sie gepflegt und Rückgespiegelt werden muss. Die Verwaltung wird hier Schwer-
punkte setzen, um die Handlungsfähigkeit zu gewährleisten. Hinsichtlich der grund-
sätzlichen Erarbeitung einer Beteiligungssatzung oder ähnlicher Instrumente zur 
Etablierung eines Bürgerbeteiligungsverfahrens hat der Bereich Zentrale Dienste mit 
der Leitstelle Ehrenamt und Bürgerbeteiligung des Landes Rheinland-Pfalz jedoch 
bereits Kontakt aufgenommen. In einer der nächsten Sitzungen des Ältestenrates 
soll zu den Gesprächsergebnissen beraten werden. Die Einrichtung und Betreuung 
eines Arbeitskreises zur Etablierung der Bürgerbeteiligung erfordert die intensive 
Mitwirkung der Beschäftigten aller Bereiche. Die Fachbereiche sind aufgrund der 
Vielzahl von Aufträgen und laufender Projekte stark eingebunden, so dass eine Be-
treuung einer weiteren Arbeitsgemeinschaft demgegenüber zunächst zurückgestellt 
wurde. 
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Protokoll: 
 
RM Mester erklärt, dass sich die Anfrage erledigt hat, da der Brunnenschacht mitt-
lerweile wiederhergestellt ist. Sie möchte allerdings wissen, warum sich die kleine 
Baustelle so lange hingezogen hat. 
 
OB Hebich erwidert, dass dies am Personalmangel aufgrund der vielen unbesetzten 
Stellen liegt. 
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Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 20   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

  X       

Abdruck an:  
61 

 





 
 
 



 
Protokoll: 
 
RM Mester bittet um schriftliche Beantwortung. 
 
OB Hebich sichert dies zu. Die schriftliche Antwort ist dem Protokoll beigefügt. 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024  XVII/3279 

 
 
Aktenzeichen: FWG Datum: Hinweis:    
 
 
 
Verkleidung des Erkenbertbrunnens zum Strohhutfest 2023 
hier: Anfrage der FWG-Stadtratsfraktion 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 21   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

  X       

Abdruck an:  
32 / A1 

 

 



 
Protokoll: 
 
RM Mester erläutert die Anfrage ausführlich. 
 
OB Hebich antwortet wie folgt: 
Kleinere Baumaßnahmen, die provisorisch sind für die Dauer des Strohhutfestes und 
dann 20 Jahre genutzt werden können, erlaubt sich die Verwaltung auch mal selbst 
zu entscheiden und umzusetzen. Es dreht sich hier um ein paar Tage und es ist le-
diglich eine von einem Schreiner hergestellte Abdeckung, welche die Sicherheit er-
höht und die Fluchtmöglichkeiten verbessert. Die Maßnahme wurde im Rahmen der 
Organisation des Strohhutfestes entschieden und wird auch bei anderen Festen ver-
wendet werden. Vom Brunnen ging regelmäßig die Gefahr des Hineinfallens und von 
Schnittverletzungen durch Glasbruch aus. Zusätzlich können mehr Personen dort 
stehen, was den Vereinen zugutekommen kann. Die Kosten betragen ca. 20.000 € 
für eine Nutzungsdauer von 20 Jahren. 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024   

 
 
Aktenzeichen:  Datum: Hinweis:    
 
 
 
Hinausschieben des Ruhestandsbeginns (TOP 29 nichtöffentlich) - öffentliche 
Beantwortung 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023 21.1   Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

  X       

Abdruck an:  
10 

 
 

 
 
 



 

 



 
Protokoll: 
 
RM Kühner erläutert die Anfrage ausführlich. 
 
OB Hebich antwortet wie folgt: 
Es liegt aktuell ein Fall eines Beamten vor. Es ist eine Einzelfallprüfung des Dienst-
herrn notwendig und diese Entscheidung trifft er dann. Sofern er die Notwendigkeit 
sieht, gerade im Hinblick auf Wissenstransfer, Arbeits- und Leistungsfähigkeit, dann 
wird er dem Stadtrat den Antrag als Beschlussvorlage vorlegen. Grundsätzlich ist ein 
Wissenstransfer von ausscheidenden Personen wünschenswert. In der Praxis gelingt 
dies leider nicht immer. In der Vergangenheit gab es bereits Fälle einer Weiterbe-
schäftigung über den Ruhestand hinaus. Mehr kann er in öffentlicher Sitzung nicht 
sagen.  
 
RM Kühner fragt nach, ob die Möglichkeit in der Verwaltung aktiv beworben wird und 
ob es in den vergangenen Jahren mehrere dieser Fälle gab. 
 
OB Hebich erklärt, dass dies gemacht wird. Allerdings ist es eher so, dass die Beam-
ten eher früher in den Ruhestand gehen möchten. Der letzte Fall ist ca. zwei Jahre 
her. 
 
 
 
 
 



 

Stadtrat der Stadt Frankenthal (Pfalz)  Drucksache Nr. 

 

XVII. Wahlperiode 2019 – 2024   

 
 
Aktenzeichen:  Datum: Hinweis:    
 
 
 
Bekanntgabe der Entscheidungen aus der nichtöffentlichen Sitzung 
 
 
Beratungsergebnis: 

 
Gremium Sitzung am Top Öffentlich: X Einstimmig:  Ja-Stimmen:  

Stadtrat 07.06.2023    Mit  Nein-Stimmen:  

   Nichtöffentlich:  Stimmenmehrheit:  Enthaltungen:  

     
Laut Beschluss- 
vorschlag: 

Protokollanmerkungen und 
Änderungen  

Kenntnisnahme: Stellungnahme der Ver- 
waltung ist beigefügt: 

Unterschrift: 

  X       

Abdruck an:  
 

 
 
Protokoll: 
 
OB Hebich gibt folgende Entscheidungen aus der nichtöffentlichen Sitzung bekannt: 
 
TOP 22 Vertragsangelegenheit Frankenthaler Bäder- und Parkbetriebs- 
 gesellschaft mbH und Stadtwerke Frankenthal GmbH  
  einstimmig beschlossen 
TOP 23 Änderung Gesellschaftsvertrag CongressForum Frankenthal GmbH 
  zurückgestellt 
TOP 24 Tauschvertrag Vereinigte VR-Bank Kur- und Rheinpfalz eG  
 und der CongressForum Frankenthal GmbH einstimmig beschlossen 
TOP 25 Einstellung einstimmig beschlossen 
TOP 26 Einstellung einstimmig beschlossen 
TOP 27 Einstellung einstimmig beschlossen 
TOP 28 Ernennung einstimmig beschlossen 
TOP 29 Anfrage der CDU-Stadtratsfraktion zum  
 Hinausschieben des Ruhestands beantwortet 
TOP 30 Anfrage der CDU-Stadtratsfraktion zum Geschäftsführer der 
 Stadtklinik Frankenthal Service GmbH schriftlich beantwortet 
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